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37. 


An die Bevólkerung des Mil.-Gen.-Gouvernements! 


Auf Allerhóchsten Befehl Seiner k.u.k. Apostolischen Majestät, meines allergnädigsten 
Herrn, übernehme ich das Amt des Militürgeneralgouverneurs im österr.-ungar. Okkupations- 
gebiete in Polen. 


In dieser Eigenschaft begrüße ich die Bevölkerung des mir anvertrauten Landes aufs 
würmste. 

Die Prinzipien der Gerechtigkeit und des Wohlwollens, naeh denen mein ausgezeichne- 
ter Vorgänger das Land verwaltet hat, werden auch mir zur Richtschnur dienen. Von Euch 
hingegen erwarte ich, daß Ihr mir durch tadelloses Verhalten ein wohlwollendes und freund- 
schaftliches Vorgehen ermóglichen werdet. 


Getreu den Absichten meines erhabenen Monarchen, dem Euer Wohl am Herzen liegt, 
werde ich mein Bestreben darauf richten, die schweren Wunden, die der Krieg dem Lande 
geschlagen hat, nach -besten Kräften weiter zu lindern und die fernere gedeihliche Ent- 
wicklung des Landes zu fórdern. 

Ich fordere Euch alle auf, mich bei dieser Arbeit zu unterstützen und mir Euer volles 
Vertrauen entgegenzubringen. 


Lublin, am 9. Mai 1916. Der k u. k. Mil.-Gen.-Gouv.: 
KARL KUK FZM, m. p. 


38. 


Kundmachung. 


Der Armeeoberkommandant hat auf Grund seiner Machtbefugnisse in den unter óster- 
reichisch-ungarischer Militirverwaltung stehenden Teilen Polens mit den Befehle A. Präs. 
Nr. 5508/16 vom 3. Mai 1916 angeordnet, daß die Stadt Nowo-Aleksandrya in Hinkunft mit 
ihrem geschichtlichen Namen Pulawy, Iwangorod in Hinkunft mit dem geschichtlichen Namen 
Deblin zu benennen ist. 


39. 


Kundmachung. 


betreffend die Versicherungsgesellschaft „Snop“. 
An alle Gemeindevorsteher u. Schuitheiße im Kreise 


Piotrköw, am 14. Mai 1916. 


Infolge des Befehles des Militär-General-Gouvernements E. Nr. 23470 vom 8 Mai 1916 
ist allgemein zu verlautbaren, daß die Warschauer Versicherungsgesellschaft ,Snop*, welche 
nunmehr den Firmanamen Towarzystwo wzajemnego ubezpieezenia od ognia ,Snop* führt, 
die Bewilligung erhalten hat, im Bereiche des Militärgeneralgouvernements die Feuerversi- 
cherung von Gebäuden, deren Schätzungswert 5000 Rubel übersteigt, sowie von Mobi- 
lien in Stüdten und Fabriken zu übernehmen; diese Bewilligung ist an die Bedingung der 
Errichtung einer Filiale im Gebiete des Militärgeneralgouvernements gebunden. 


40. 


Kundmachung. 


Mit der Verordnung des Armeeoberkommandanten vom 22. April 1916 (Vdg. Bl. der 
M. V in Polen N 55, Stück XIX) wurde vom 1. Mai 1916 angefangen, das Spiritus u. Brannt- 
wein-Monopol im Okkupationsgebiete eingeführt und unter anderen Nachsteherdes angeordnet 


§ 1. 


Die Einfuhr von Spiritus und Branntwein in das Okkupationsgebiet und der Absatz 
von Spiritus und Branntwein in diesem Gebiete sind der k. u. k. Militirverwaltung vorbehalten. 
Unter Spiritus werden alle gebrannten alkoholhältigen Flüßigkeiten, unter Branntwein 
alle solche Alkohol-FlüDigkeiten verstanden, die sich mit, oder ohne Zusatz zum Trinken 


eignen. 
§ 2. 


Das k.u.k. Militärgeneralgouvernement kann durch Verordnung bestimmen, daß die 
Einfuhr und der Absatz bestimmter Arten von Spiritus oder Branntwein ‘vom Einfuhr und 
Absatzmonopole allgemein ausgenommen ist, oder einzelnen Personen über Ansuchen 
bewilligt werden kann. 

8 3. 


Die Ausfuhr von Spiritus oder Branntwein aus dem Okkupationsgebiete ist verboten; 
Ausnahmen von diesem Verbote werden. vom Militärgeneralgouvernement, oder von den 
hiezu durch Verordnung des Militürgeneralgouvernements besonders erinächtigten Organen 
bewilligt. 
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§ 4 


.. Zum Absatze von Spiritus oder Branntwein können einzelne Personen von der k. u. k. 
Militärverwaltung durch Erteilung von Konzessionen ermächtigt werden. 


85. 

Die Preise für den Verschleiß von Spiritus oder Branntwein werden durch Verordnung 
des Militärgeneralgouverneurs festgesetzt. : 

Die nach S 2 vom Absatzmonopole allgemein ausgeschiedenen Arten von Spiritus oder 
Branntwein kónnen von der Preisbestimmung ausgenommen werden. 

Das Militärgeneralgouvernement bestimmt die Preise, zu denen der Erzeuger Spiritus 
oder Branntwein der k.u.k. Militärverwaltung abgeben muß, sowie die Preise, zu denen die 
k.u. k. Militärverwaltung diese Monopolartikel den Händlern überlässt. Die letzteren Preise 
sind für Branntwein in Gold zu entrichten; das Militirgeneralgouvernement kann in rücksichts- 
würdigen Fällen eine andere Art der Zahlung bewilligen. 

Im Sinne der Bestimmungen des S 2 der zit. Verordnung hat das k.u.k. Militürgene- 
ralgouvernement mit dem Befehle Ne 5579/16 angeordnet, daß der Verschleiß von Brannt- 
weinerzeugnissen, welche seitens der Branntweinfabriken aus dem zu Likör, Rosoglio, Rum, 
Kognak etz. verarbeiteten Spiritus hergestellt werden, bis auf Weiteres vom Monopole 
ausgenommen werden. Derlei Getränke können zu angemessenen, dem bürgerlichen Unter- 
nehmergewinne entsprechenden Preisen abgesetzt werden. 

Die im Okkupationsgebiete vorhandenen Vorräte an Spiritus, Branntwein und Brannt- 
weinerzeugnissen, welche in den freien Verkehr übergegangen und zur Veräußerung 
bestimmt sind und nicht durch die k.u, k. Militärverwaltung eingeführt oder erworben sind, 
unterliegen der Nachtragssteuer. 

Diese Nachtragssteuer wird im Sinne $ 22 al 5. der Monopolordnung mit 12 Kopeken 
in Gold pro 1 Eimergrad Alkohols festgesetzt. 

Frei von der Nachtragssteuer sind sämtliche der Militärverwaltung gehörenden Spiritus 
und Branntweiumengen sowie der bei den Gewerbetreibenden und Privatpersonen befindliche 
Spiritus und Branntweinvorrat, soferne er 2 Liter nicht übersteigt. 

Die Partei ist verpflichtet, die bei ihr vorhandenen Vorräte an Spiritus, Branntwein 
und Branntweinerzeugnissen dem Finanzwachorgane anzumelden und die von denselben be- 
messene Nachtragssteuer binnen 8 Tagen der Kreiskassa in Gold zu entrichten. 

Spiritus, Branntwein und Branntweinerzeugnisse, welche zur Nachtragsbesteuerung nicht 
angemeldet wurden, unterliegen dem Verfalle; die im Transporte sich befindlichen Sendungen 
sollen nachträglich zur Nachtragsbesteuerung angemeldet werden. 

Die Gradhältigkeit der anmeldungspflichtigen gebrannten geistigen Getränke wird 
durchschnittlich wie folgt angenommen: 

a) bei Likör, Rosoglio und allen versüßten Branntweingattungen mit 35° Grad, 

b) bei Rum, Kognak, Sliwowitz mit 60° Grad, 

c) bei Spiritusessenzen mit 70° Grad 

d) bei gewöhnlichen Trinkbranntwein, Starka u. dgl. zubereiteten aber nicht versüßten 
Branntweingattungen mit 50° Grad. 

e) bei Spiritus mit 95° Grad. 

Die zum Verkaufe gelangenden Spirituosen und zwar: Spiritus, Branntwein und Brannt- 
weinerzeugnisse haben: in- Hinkunft die angeführte Alkoholstärcke (Gradhältigkeit) zu ent- 
halten. Auf den an den Flaschen angebrachten Etiketten muß ordnungshalber die Benennung, 
Quantität, sowie der Verkaufspreis des Erzeugnisses und beim Spiritus und gewöhnlichen 
Branntwein außerdem die Gradhältigkeit ersichtlich gemacht werden. 

Die bis jetzt hie und da üblichen Aufschriften: „Spirytus destylowany M I“ oder „naj- 
przedniejszy* sind nicht zulässig. 

Roher, nicht destillierter, Spiritus darf nicht. zur Konsumption verkauft werden. 

Zwecks Bekämpfung der Trunksucht wird angeordnet, daß die Betriebsstätten, in denen 
der Ausschank oder Handel von gebrannten geistigen Getränken ausgeübt wird, —ausgenom- 
men Restaurationen I Ranges und Konditoreien in der Stadt Piotrków—an Sonn- und 
Feiertagen gemäß k. a. Kundmachung v. 8./I 1916 N: 24386/15 nur in der Zeit von 8 bis 
11 Uhr Vormittag offen gehalten werden. 

Die Übertretungen der bereits i» Kraft getretenen Monopolordnung sowie der auf Grund 
derselben erlassenen Vorschriften werden vom Kreiskommando — soferne die Handlung nicht 
unter eine strengere Strafbestimmung fällt — mit einer Geldstrafe bis zu 5000 K oder 
mit Arrest bis zu 6 Monaten bestraft. 
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Die P. T. Rettungskomitees, die Lehrerschaft, Gemeindeobrigkeiten sowie alle Personen, 
denen das Wohl des Volkes teuer ist, werden wärmstens eingeladen, die Bemühungen des 
k.u.k. Kreiskommandos um die Hebung des intellektuellen, moralischen und wirtschaftlichen 
Niveaus des Volkes geeigneter Weise erfolgreich weiter zu unterstützen. Von allen, zur Erre- 
ichtung dieses Zieles geri-hteten gemeinschaftlichen Bemühungen. kann eine Einschränkung 
der verheerenden Wirkung des Alkohols erwartet werden. 


41. 


Kundmachung. 


In Anwendung der Art. 43 u. 48 der Haager Landkriegsordnung und auf Befehl des 
k. u. k. Armeeoberkommandos M. V. N: 28482/P. vom 17. April 1916, sowie auf Befehl des 
k.u.k Militirgeneralgouvernements N 26869/16 vom 4. Mai 1916. wird hiemit verlautbart, 
dass vom 15. Mai 1916. angefangen, folgende Bestimmungen betreffend die Banderollenabga- 
ben in Kraft treten: 

1) Von Presshefe inlindischer und auslündischer Provenienz wird die einheitliche Ban- 
derollenabgabe in der Höhe von 32 kop. für 1 russ. Pfund eingehoben. 

Die eingeführten Presshefesendungen werden seitens des Zollamtes, nach durchgeführter 
Zollmanipulation, an die Finanzwachabteilung in Strzemieszyce behufs Banderollieruug an- 
gewiesen werdeu. 

Ohne Banderollen darf Presshefe nicht verkauft werden. 

2) Von den Zündhölzchen, Zigarettenhülsen und Zigarettenpapier ausländischer Prove- 
nienz sowie von Zigarettenhülsen und Zigarettenpapier inländischer Provenienz werden 
bis zur weiteren Anordnung keine Banderollenabgaben eingehoben. 


42. 


Änderungen im Gerichtswesen. 


Mit Verordnung des A. O K. vom 9. Mai |. J., V. Bl. Nr. 58, werden die Zivil 
gerichtshöfe in den Gouvernementstüdten in ihrer früheren Verfassung wieder hergestellt. 
Die Gemeindegerichte werden den Friedensgerichten gleichgestellt und dadurch ihr Wir- 
kungskreis erweitert. Auch die bisherigen Gemeindegerichte werden fortan die historische 
Bezeichnung „friedensgericht“ führen. 

Als zweite Instanz für die Friedensgerichte wird in jedem Kreise ein Kreisgericht be- 
stellt. Uber Rechtsmittel gegen Entscheidungen der Gerichtshöfe entscheidet das Beru- 
fungsgericht des Militärgeneralgouvernements. 

In allen dıesen Gerichtsinstanzen ist die Beteiligung von Angehörigen des Landes an 
der Rechtsprechung vorgesehen. Die k. u. k. Militärverwaltung räumt der .einheimischen 
Bevölkerung einen viel weiteren Wirkungskreis in der Ausübung der Rechtspflege ein, als 
dies vorher inFriedenszeiten der Fall war. Sie gibt damit dem Volke einen neuerlichen 
Beweis ihres Vertrauens. Die Bevölkerung soll dureh ihre zum Richteramte berufenen Ver- 
treter vollen Einblick in die Rechtspflege und die Gewißheit erlangen, daß in diesen Ein- 
richtungen nur das Wohl des Landes und die Sicherung unbeeinflußter Gerechtigkeit maß- 
gebend ist. Diese Überzeugung dürfte sich übrigens schon dureh die bisherige Wirksamkeit 
der Gerichte zur Zeit der Okkupation allgemein gefestigt haben. 

Die Militärverwaltung erwartet, daß das von ihr bekundete Vertrauen von der Bevöl- 
kerung mit gleichen Vertrauen erwidert werden wird. Sie zählt darauf, daß die zum Rich- 
‚teramte Berufenen bereitwilligund vertrauensvoll mit den staatlichen Richtern zum Wohle 
des Landes zusammenwirken werden. Behufs Besserung und Festigung der Vormundschafts- 
pflegle wird die Justiz bald auch an weitere Kreise der Bevölkerung mit der Aufforderung 
zur Mitwirkung herantreten. 

43. 


Kundmachung. 
An 
alle Gemeindevorsteher. 


Das k. u. k. Kreiskommando in Piotrków bringt zur Kenntnis daß vom 1. Juni I. J, 
angefangen, in einzelnen größeren Orten des Kreises Amtstage in administrativen und in 
Strafangelegenheiten abgehalten werden und zwar: 
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a) Am 2-ten eines jeden Monates, in Rozprza für die Einwohner der Gemeinden: 
Kamiensk, Gorzkowice, Parzniewice, Reezno, Leczno, KrzyZanöw und Rozprza; 

b) Am 11-ten eines jeden Monates in Betchatéw für die Einwohner der Gemeinden: 
Kleszezów, Kluki, Bujny Szlacheckie, Wadlew, WoZniki, Lekawa und Belchatówek; 

c) Am 21-ten eines jeden Monates in Szczerców für die Einwohner der Gemeinden: 
Chabielice, Wygielzów, Dabrowa Rusiecka, Dabrowa Widawska, Chociw, Radoszewice und 
Szezerców. 

Gleichzeitig wird bekannt gegeben, daß falls der Amtstag auf einen Sonn oder Feier- 
tag fallen sollte — derselbe am nächstfolgendem Wochentage abgehalten werden wird. 

An den obangeführten Tagen wird ein vom k. u. k. Kreiskommando delegierter Zivill- 
kommissär in den betreffenden Ortschaften um 10 Uhr vormittag die Amtstätigkeit aufnehmen. 

Außer den, an den Amtstagen angeordneten Verhandlungen zu welchen die Interes- 
senten namentlich eingeladen werden, wird der Zivillkommissär auch andere Amtshandlun- 
gen, welche in den Wirkungskreis des k.u. k. Kreiskommandos fallen, erledigen u.z. Rechts- 
belehrungen erteilen, ferner von jenen Parteien, welche ohne سیه‎ in der bestimmten 
Zeit erscheinen Gesuche und Anzeigen entgegennehmen. 

Das k. u. k. Kreiskommando erläßt obige Kundmachung zu dem Zwecke um der Bevöl- 
kerung unmütze Auslagen und Zeitverlust bei oftmals vorkommenden Reisen nach Piotrköw 
zu ersparen. 


44. 


Matrikenführung. 
Nr. 9492/Ma/144. 
Dem Seelsorger der evangelisch-luterischen Kirchengemeinde in Piotrków mit der Fi- 
liale Kamocin, wird auf Grund des S. 3 der Verordnung des Armeeoberkommandanten vom 


28. April 1915. V. Bl. Nr. 9 die Führung der Matriken (Standesregister) für die Angehöri- 
gen seines Glaubensbekenntnisses im Sprengel der Kirchengemeinde übertragen. 


Außerhalb dieses Sprengels sind die Standesregister für die Angehörigen des evang. 
lutherischen Bekenntnisses von den Gemeindevorstehern zu führen. 


45. 


Kundmachung betreffend die Aufnahme von Einheimischen 
zur k.u.k. Gendarmerie in den besetzten Gebieten Polens. 


Die k. u. k. Militürverwaltung in den besetzten Gebieten Polens hat die Heranziehung 
freiwillig sich meldender Einwohner des Okkupationsgebietes zum Gendarmeriedienste in 
diesem Gebiete genehmigt. 

Dieseren freiwillige Eintritt ist — da die k.u. k. Gendarmerie in den besetzten Gebieten 
Polens ein integrierenden Bestandtteil des k.u.k. Heeres bildet — dem zufolge Allerhóchster 
Entschließung vom 1. Oktober 1914 bewilligten freiwilligen Eintritt in die k. u. k. bewaff- 
nete Macht gleichzulalten. 


1.) Bedingungen für die Aufnahme: 


a.) Volle Kriegsdiensttauglichkeit und ein Alter zwischen 20 und 80 Jahren, 
b. gerichtliche Unbescholtenheit, 


c.) Kenntnis der polnischen Sprache in Wort und Schrift, wobei Bewerber, 
welche auch der deutschen Sprache mächtig sind, vorzugsweise berücksichtigt werden. 

d.) lediger Stand, oder kinderloser Witwerstand, 

e.) Verpflichtung, mindestens vier Jahre bei der Gendarmerie in den besetzten 
Gebieten Polens aktiv zu dienen. 


Minderjährige bedürfen zum freiwilligen Eintritt der Zustimmung des Vaters oder Vor- 
mundes, welche schriftlich erklärt und von der Gemeinde bestätigt sein muß. 


2.) Gebührenbestimmungen: 


Die Aufnahme erfolgt zunächst auf 6 Monate; nach dieser Probezeit erfolgt die Über- 
setzung zır Gendarmerie. 

Die "mp dra betragen-—nebst dem systemisierten Etappenrelutum (derzeit 3 K 
12 h tüglich) -2 K 74 h an Lóhnung und 1 K 20 h an Feldzulage per Tag. 


Jeder Bewerber hat brauchbare Bekleidung, Beschuhung und Wäsche mitzubringen, 
erhält aber in weiterer Folge árarisehe .Montur, Schuhe und Rüstung. 

Dem Gesuche ist nebst den sonstigen Originaldokumenten (Taufschein, Schulzeugnisse 
ete.) auch ein vom Bewerber eigenhändig geschriebener Revers in deutscher oder polnischer 
Sprache folgenden Inhaltes beizulegen: 


Revers. 


Ich verpflichte mich für den Fal meiner Aufnahme in die k. u. k. Gendarmerie für 
die besetzten Gebiete Polens bei dieser Gendarmerie wenigstens vier Jahre aktiv zu dienen. 
Datum. Unterschrift. 


2 Zeugen: 


Die Aufnahmsgesuche der Bewerber haben bis längstens 30. Juni 1916 beim Kreis- 
kommando einzulangen. 

Die Aufgenommenen unterstehen vom Tage ihres Eintrittes zur Gendarmerie den mili- 
tärischen Strafgesetzen und Disziplinarvorschriften in gleicher weise wie die Angehörigen 
des k. u. k. Heeres. 


46. 
An sämtliche Gemeindevorsteher und Schultheiße. 


Infolge des großen Bedarfes an landwirtschaftlichen Maschinen und Geräten zur Zeit 
der Ernte werden Firmen, welche diese Artikel liefern, kaum im Stande sein alle Bestellun- 
gen rechtzeitig zu erledigen. Es ist daher im Interesse der Landwirte gelegen ihre Maschinen 
sobald als möglich einer Musterung zu unterziehen, etwa notwendige Reperaturen sogleich 
- vornehmen zu lassen und Neubestellungen sofort zu veranlassen. 

In Anbetracht der Wichtigkeit des rechtzeitigen Vorhandenseins von guten Maschinen 
u. Geräten, bemüht sich das landwirtschaftl. Referat des k. u. k. Kreiskommandos die Be- 
schaffung derselben zu erleichtern und erteilt diesbezügliche Auskünfte. 

Offerte von Fabriken landwirtschattlicher Maschinen, sowie ausführliche Kataloge liegen 
daselbst zur Einsichtnahme auf. 


47. 
Verkehrsreglement, für die k.u. k. Autobuslinie Lublin-Zamos&c. 
S 1. 


Am 10. April 1916 wurde ein regelmäßiger  Autobusverkehr Lublin — Zamosé, mit 
Abfahrt in Lublin an allen geraden, in Zamosé an allen ungeraden Tagen—des Monates 
eingeführt. 

In jenen Monaten, die 31 Tage haben, findet am 31. keine Abfahrt statt. 

Die Autobuslinie ist vor Allem für Militirpersonen bestimmt, nach Massgabe vorhandener 
Plätze können jedoch im Abteil II. Klasse auch Zivilpersonen, vorausgesetzt, dass sie ordnungs- 
gemässe Reisedokumente besitzen, befördert werden. 

Fahrplan siehe unten. 

Der Fahrpreis ist ausnahmslos von jederman zu entrichten. Jeder Mitreisende hat das 
Recht, 10 kg Reisegepäck mitzunehmen. Bei einen Gewichte über 10 kg ist, und zwar für 
jede Einheit von 20 kg der festgesetzte Preis zu entrichten, Jede angefangene Einheit wird 
für eine ganze gerechnet. Höchstgewicht des Reisegepäckes 50 Kilogramm.—Keinerlei Do- 
kumente geben das Recht zu einer Fahrbegünstigung. 


§ 2. 


Als Fahrgäste können nur anständig und rein gekleidete Personen, die infektions-und 
ungezieferfrei sind, aufgenommen werden. 


83. 


Die Fahrt im Autobus geschieht auf Gefahr des betreffenden Fahrgastes. Durch Ankauf 
der Fahrkarte erklärt sich der Reisende mit dieser Bedingung ausnahmslos einverstanden. 


8 4. 

Für die glatte und vorschriftsmäßige Abwicklung der Fahrt ist in erster Linie der 
als Kondukteur (Postbeamte) eingeteilte Unter-Offizier, in zweiter Linie der Chauffeur ve- 
rantwortlich. Den Anordnungen dieser Orgame ist^unbedingt Folge zu leisten. Bei ‘Nichtbe- 
folgung der Anordnungen ist der Unteroffiz er berechtigt, den Fahrgast von der weiteren 
Fahrt "auszuschließen, "ohne dass hiedurch Anspruch auf Rückerstattung des Fahrpreises er- 


wachsen würde. 


g 5. 


Eine Überlastung der Wagen ist nicht zutissig. 


§ 6. 


Der aus den eingehobenen Fahrpreisen nach Abzug der Regiekosten resultierende Rein- 
gewinn wird wohltätigen Zwecken zugeführt. 


F.A پو ها‎ LAN 


Fahrpreis für jede Fahrpreis für jede 
Teilstrecke Hin- : Rück- Teilstrecke 
» STATION MELIA 
| | 20 Kg fahrt fahrt 1 ET 
Km | Mil aus ipi Mil K FE 
7h 95’ | ab ZAMOSC an | 1h — | | 
| Postamt | 
| 8^ 05 | an STARY ZAMOŚĆ ab | 12^ 99 | | | 
13 0.80h3K — 1 K — (nach Bedarf) 0.80 h3K —1K--| 13 
| | 8h10 | ab STARY ZAMOSC an | 12^ 15 | | | 
| brad ts | 
| | Sh 35' | an IZBICA ab | 11^ 50 | | 
8 (0.60 h2K— 0.50 h Gend. Post. Komdo | 0.60 h2K-- 0.50 | 8 
| | | 8^ 45' | ab IZBICA an | 11^ 40 | 
| | | 
| | | 9» 25 | an  KRASNOSTAW ab | 115 — | | | 
11 (0.70 h2K50 1K— Postamt | 0.70 h2K 501 K — 11 
| | 9h 35 | ab KRASNOSTAW an | 10^ 50 
RPA 
| 10^» 45' | an FAJSLAWICE ab | 9^ 40 | | | 
19 |1 K304K202K— (nach Bedarf) 1K304K 202K— 19 
DS NP] 10^50 | ab FAJSŁAWICE an | 9 35 سوا‎ 
I | | 
| | 11 15' | an PIASKI ab | 9^ 10 | 
9 [0.60 h 2K —050 h 18 Gend. Post. Komdo 0.60 »ak— oson h 9 
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48. 


Auszug aus den russischen Stempel- und Urkunden-Gebühren, Vorschrif- 
ten die im Bereiche des k. u. k. Okkupationsgebietes in Polen auf Grund 
Ne 15607 M. G.G. vom 4. Dezember 1915 zu gelten haben. 


Die Stempelgebiihren werden in 2 Kategorien eingeteilt 


und zwar: 


A 


in jene im festen Ausmasse, 


B 


in jene, die nach dem Werte der stempelpflichtigen Urkunden 
bemessen werden. 


Der festen Stempelgebühr von 1 Rubel 25 Kopeken von jedem Bogen unterliegen: 


I. 


1). Gesuche, Eingaben, Beschwerden, Aufklärungen und andere Zuschriften, sowie Ab- 
schriften der Beilagen obiger Schriftstücke, welche von Privatpersonen und Institutionen in 
nachstehenden Angelegenheiten eingebracht werden: 

a) um Verleihung oder Zuerkennung der Rechte des Adels, sowie des kaufmänni- 
schen Standes, 

b) um Aufnahme in die Listen der beeideten.Advokaten und um Ausfolgung der Be- 
rechtigung zur Führung fremder Gerichtsangelegenheiten, 

c) um Errichtung von Genossenschaften auf Anteile, um Abänderung deren Statuten, 

d) um Bewilligung zur Gründung von Fabriken und Anlagen, um Abänderung der 
Einrichtungen derselben, oder Auswechslung von Maschinen und Apparaten. 

2). Bescheide, Kundmachungen, Zeugnisse und Beweise, sowie andere Dokumente, welche 
den Interessenten seitens staatlicher, landwirtschaftlicher, städtischer und ständischer Be- 
hórden oder Beamten in Beantwortung ihrer Gesuche, Eingaben, Beschwerden in denim 
Absatze 1. erwähnten Angelegenheiten ausgefolgt werden, sowie Abschriften der über solche 
Gesuche und Beschwerden erlassenen Beschlüsse und Bescheide. 

3). Zeugnisse auf Grund, deren der Betrieb von Gewerbe und Handelsgeschäften 
aller Art zulässig ist, 

4). An Gerichtskammern eingebrachte Berufungschriften und Gesuche, um Aufhebung 
der Urteile in Zivilangelegenheiten, die der Entscheidung der Zivil- und Handelsgerichte 
unterliegen, sowie alle Vollmachtsurkunden. (Vollmachtsurkunden bei den Friedensrichtern 
und Gemeindegerichten sind stempelfrei). 

5). Testamente; Verträge in denen Wert des Gegenstandes nicht bestimmt werden kann. 


II. 
Der festen Stempelgebühr von 75 Kopeken vom jeden Bogen unterliegen: 


1). Die bei den staatlichen administrativen Behörden und Beamten von Privatpersonen 
und Institutionen überreichten Gesuche, Erklärungen, Beschwerden, Antworten (mit Aus- 
nahme der im Punkte I erwähnten Gesuche und Beschwerden) sowie die, diesen Schrift- 
stücken nach eigenem Ermessen der Parteien oder zufolge Gesetzesvorsehrift beigeschlosse- 
nen Abschriften dieser Schriftstücke, Urkunden und Beilagen. 
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Die Urschriften der nach dem russischen Gesetze vergebührten Urkunden unterliegen 
aus Anlaß der Beischließung derselben keiner weiteren Stempelgebühr. 


2). An Geriehtsbehórden und Handelsgerichte eingebrachte Gesuche, Erklärungen, 
Beschwerden, Antworten. Repliken, Dupliken, Oppositionen und deren Beilagen. Vollmach- 
ten, Gesuche und andere Zuschriften, sowie dieschriftlichen Antworten auf dieselben in Ange- 
legenheiten, welche bei den Friedens- und Gemeindegerichten geführt werden, sind stempelfrei. 


3). Die seitens der im Punkte IL Absatz 1 und 2 erwähnten Behörden und Beamten 
an Privatpersonen und Institutionen ausgefolgten Abschriften der .Urteile, Erkenntnisse, 
Auskünfte aus Akten, Zeugnisse und Bestätigungen aller, Art. 

4). Sämtliche (mit Ausnahme: der im Punkte I—2, bezeichneten) Bestätigungen und 
Zeugnisse, welche von landschaftlichen, städtischen und ständischen Institutionen, Privatper- 
sonen zum Zwecke der Vorlage derselben an staatliche Behórden ausgefolgt werden, sowie 
die Gesuche von Privatpersonen und Anstalten in diesen Angelegenheiten, überdies die von 
Privatpersonen und Institutionen ausgefolgten Bestätigungen und Zeugnisse zum Zwecke der 
Vorlage derselben an die im Punkte II Absatz 1 erwähnt-n staatlichen Behörden, 

5) Die von Behórden und Beamten an die Parteien in Beantwortung auf ihre Gesuche 
auszufolgenden Verständigungen und Kundmaehungen (mit Ausnahme der im Punkte I 
Absatz 2). 

III. 


Der festen Stempelgebühr von 20 Kopeken von jedem Bogen unterliegen. 


Abschriften der an die Geriehtsbehórden und Handelsgerichte in allen Angelegenhei- 
ten überreichten Gesuche, Erklärungen, Beschwerden, Antworten, Repliken, Dupliken und 
Oppositionen. 


IV. 
Der festen Stempelgebühr von 15 Kopeken von jedem Bogen unterliegen. 


1) Die über Ersuchen der Parteien von Behörden um Beamten auszufolgenden: Em- 
pfangsbestätigungen der übernommenen Gusuche, Gelder, Urkunden und anderer Gegenstände. 


2). Vollmachten zur Behebung aus den staatlichen oder Privatverwaltungen, von Ge- 
halten, Pensionen, Aushilfen, Belohnungen im Betrage über 50 Rubel. 


V. 
Der festen Stempelgebühr von 10 Kopeken von jedem Bogen unterliegen. 


1). Vollmachten zur Behebung von Pensionen, Belohnungen und. Aushilfen, aus staa- 
tlichen, öffentlichen und Privatverwaltungen, wenn sie den Betrag von 5 Rubel und nicht 
50 Rubel übersteigen. 


2). Akten und Dokumente, wenn dieselben auf den Betrag von nicht über 50 Ruble 
lauten, in sachlichen Verabredungen, ‘darunter auch Mietverträge betreffend Wohnungen 
und aller anderen Lokalitäten. 


VI. 
Der festen Stempelgebühr Von 5 Kopeken von jedem Bogen unterliegen. 


Rechnungen (Quittuugen) die den Empfang von Geld, Waren und andere Ver- 
mögenschaften beurkunden; ferner Geldquittungen und dergleichen Urkunden, welche die 
Erfüllung von Verpflichtungen auflassen, oder die gänzliche oder teilweise Erfüllung dersel- 
ben bestätigen, wenn der Wert -dieser Urkunden und Akte 5 Rubel übersteigt und wenn 
diese Dokumente auf Grund der mündlichen oder schriftlichen Verträge, welche jedoch ab- 
gesondert und nicht auf der Originalurkunde verfaDt wurden, ausgestellt werden. i 


Rechnungen (Quittungen) und andere Urkunden, welche die Erfüllung von Verpflich- 
tungen aufheben, oder die Erfüllung derselben bestätigen, wenn der Wert derselben 5 Rubel 
nicht übersteigt, sind stempelfrei.' 


— 2 ٢٢ + ————— 


160 


Werden die Eingaben zufolge der gesetzlichen Vorschrift oder nach Ermessen der Par- 
tei in mehreren Exemplaren (Parien) überreicht, dann unterliegt jedes Exemplar derselben 
festen Gebühr wie die erste Ausfertigung. 

Eine Ausnahme hievon bilden die Parien der, der Gebühr von 75 Kopeken unterlie- 
genden Eingaben in Gerichtsangelegenheitem, bei denen nur das erste Exemplar mit 75 Ko- 
peken, die weiteren Exemplare dagegen mit 20 Kopeken per Bogen zu stempeln sind. 


Die vergebührten Urschriften der Urkunden und Schriften, wenn dieselben als Beila- 
gen verwendet werden, unterliegen keiner weiteren Stempelgebühr. 


Werden als Beilagen, die Abschriften der Urkunden und Sehriften verwendet, dann 
muf unterschieden werden zwischen den Abschriften 


a) solcher Schriften, die der festen Stempelgebühr unterliegen und 
b) solcher Schriften, die der prozentuellen Gebühr unterliegen. 


Die als Beilagen verwendeten Abs-hriften der ad a) bezogenen Schriften unterliegen 
derselben festen Gebühr wie die Urschrifien, die ad b) gedachten Schriften, unterliegen der 
festen Gebühr 1 Rubel 25 Kop. 

Wenn aber, die von der Urschrift entfallende perzentuelle Gebühr weniger als 1 R. 
25 Kop. beträgt, unterliegt die, als Beilage verwendete Abschrift derselben Gebühr wie 
die Urschrift: 

Die zur Stempelung der Bescheide bezw. Verstándigungen erforderlichen Stempelmarken, 
sind dureh die Partei entweder auf der Eingabe selbst anzubringen, oder dieser Eingabe 
beizuschlieBen. 


Privatpersonen und Institute welche an staatliche Behórden oder Beamte mit einem 
Begehren oder Gesuche herantreten, dis eine schriftliche Antwort erheischt sind, ver- 
pflichtet ausser der an der Eingabe angebrachten Stempelmarke, auch eine entsprechende 
zur Stempelung der Antwort bestimmte Stempelmarke beizuschliessen. 


Werden bei den staatlichen Ämtern oder Beamten ungestempelte oder ungenügend 
gestempelte Gesuche bzw. Eingaben eingebracht, so wird hinsichtlich dieser Schriftstücke das 
Verfahren insolange nicht eingeleitet, bis die entfallende Stempelgebühr nachträglich ent- 
richtet wird. 

Von der Einstellung des Verfahrens ist die Partei seitens der Behörde oder des Be- 
amten, der das Gesuch übernommen hat, unter Angabe der entfallenden Stempelgebühr 
in Kenntnis zu setzen. 


Den Departamentschefs und ihren gleichgestelten Vorständen, Kreisvorständen und Vor- 
ständen der Stadtkreise ist es anheimgestellt, die ungenügend oder gar nicht gestempelten 
Schriftstücke, die bei ihnen eingebracht werden, falls sie diese als dringend betrachten, un- 
ter der Bedingung der Erledigung zuführen zu lassen, daß die Nachtragsgebühr von der 
Partei bei ihrer Verständigung eingebracht wird. 


Wenn der Partei, welche um Ausfolgung einer Urkunde bittlich eingeschritten ist, die 
Eingabe erfolglos zurückgestellt wurde, sind, falls sie wiederum um Ausfolgung der Urkun- 
de bittet, die zum ersten Gesuche verwendeten Stempelmarken zu berücksichtigen, mit Aus- 
nahme der zur Stempelung der Eingabe selbst verwendeten »tempelmarken. 

In diesem Falle hat der Bittsteller dem neuen Gesuche das frühere beizuschliessen. 

Wenn an administrative Behörden oder Beamten ein Gesuch in mehreren, Gegenstän- 
den oder durch mehrere Personen oder Institutionen in einer für sie gemeinschaftlichen Angele- 
genheit eingebracht wird, wird die Stempelgebühr nicht nach der Anzahl der Gegenstände 
oder der Bitsteller, sondern nach der Anzahl der Bögen, auf denen die Eingabe ferfaßt 
ist, und nach der Anzahl der schriftlichen Antworten bemessen. 

Wird ausser der Herausgabe des Dokumentes oder der Abschrift eine schriftliche 
Antwort auf Begehren des Bittstellers ausgefolgt, so ist die Stempelgebühr von der Ant- 
wort und von dem ausgefolgten Dokumente zu erlegen. 

Wenn der Bittsteller um Beschleunigung des von ihm früher eingebrachten Gesuches 
bittet, oder lediglich seine Bitte wiederholt, jedoch eine separate Antwort über das wieder- 
holte Gesuch nicht verlangt, wird die Stempelgebühr nur von diesem wiederholten Gesuche 
bezogen. 


Wenn die staatlichen Behörden oder Beamten, stempelpflichtige Gesuche, 
Beschwerden, Erklärungen und andere Schriftstücke, Akten und 2 zur Amts- 
handlung übernehmen, von welchen keine Stempelabgabe, oder im ungenügenden 
Ausmasse entrichtet wurde, oaer wenn Staatsbehordeu oder Beamten stempel- 
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pflichtige Schriftstücke, Urkunden oder Abschriften derselben: mit Verletzung der 
Stempelvorschriften ausfolgen, so sind die schulatragenden Beamten verpflichtet, 
den entfallenden Stempel selbst zu entrichten und ausserdem unterliegen sie der 
im Artikel 410 des Strafgesetzes (Ausgabe ex. 1895) vorgesehenen Strafe. 


B 


Die Urkundengebühr wird nach höherer und niederer Norm. bemessen. 
L 


Dem hóheren Gebührensatze (50 Kopeken von je 100 Rubel des in der Urkunde 
angegebenen und 10.000 Rubel nicht übersteigenden Wertes des Gegenstandes und 5 Rubel 
vom 1000 Rubel. wenu der Wert des Gegenstandes 10 000 Rubel übersteigt, wobei Bruch- 
teile von 100 Rubel bzw. 1000 Rub. als volle angenommen werden) unterliegen folgende 
Rechtsgeschäfte and Urkunden, wenn selbe auf den Betrag über 50 Rubel lauten: 


1) Alle Verträge (Verabredngen, Vergleiche, Vereinbarungen) die zum Gegenstande 
Eigentum — Besitz — Nutzung oder Verfügungsrecht des beweglichen und unbeweglichen 
Vermögens haben, oder Beschränkungen dieser Rechte beinhalten, Kauf Verkauf. Schen- 
kungs, Ausscheidungs, Teilungs, Pacht, Dienst und Lieferungsverträge und überhaupt 
alle anderen vermögensrechtlichen Verträge und Urkunden ohne Rücksicht auf die Form und 
Art der Verfassung. 


2). Rewerse, Erklärungen u. d. gl. Urkunden allerlei Art, welche die Gewährung von 
Darlehen seitens der Kreditinstitute gegen Verpfändung von Liegenschaften bestätigen. 


3). Abgesondert verfaßte Urkunden über Abtretung der schon auf Grund anderer 
Verträge bestehenden Verpflichtungen. 


4). Urkunden auf Grund deren die Gilltigkeit.der, der höheren Urkundengebühr un- 
terliegenden Rechtsgeschäfte verlängert wird, 


5). Assekuranzpolizzen (Rechnungen Quittunge) betreffend die Versicherung gegen 
Feuer, wenn die Prämie 300 Rubel übersteigt. 


6). Aktien, Anteilscheine, Obligationen und Pfandbriefe und aller Art verzinsliche 
Wertpapiere, welche von ständischen, städtischen uud anderen öffentlichen Institutionen, so- 
wie von allen Handels-Industrie und Kreditinstitutien emittiert werden, ferner alle im 
Auslande emittierten Wertpapiere, wenn dieselben hierzulande im Umlauf gesetzt sind. 


II. 


Dem niederen Gebührensatze von je 100 Rubel 5 Kopeken bis zum Betrage von 
10.000 Rubel und von je 1.000 Rubel 50 Kopeken des 10.000 Rubel übersteigenden Betrages 
wobei Bruchteile von 100 bzw. 1.000 Rub. als voll angenommen werden) unterliegen unte. 
anderen: 


1) Punktationen, Vorkontrakte betreffend das Verspechen der Veräusserung des be- 
weglichen oder. unbeweglichen Vermögens, Quittungen über Angeld. 


3). Urkunden und Dokumente in handelüblichen Transaktionen über -Kauf und Verkauf 
von Waren ohne Rücksicht, in welcher Form dieselben ausgefertigt werden. (in Form eines 
Handelsbriefes, einer Handelsrechnung, Telegrames, Notizen der Vermittler u. d. gl.). 


3). Urkunden und Akte betreffend Transaktion über den Verkauf oder Lieferung sei- 
tens der Bauern oder Grundbesitzer der aus ihrer Wirtschaft stammenden landwirtsehaftli- 
chen Produkte. 


Strafbestimmungen. 


Bei der ämtlichen Ausfertigung einer Urkunde (seitens des Notars) oder Legalisierung 
derselben seitens der Amtspersonen, sind diese Personen, welche derlei Urkunden verfaßt, 
beglaubigt, oder Absehriften solcher Urkunden ohne Eitrichtung der entfallenden Gebühr 
legalisiert haben—verpflichtet: 


1) wenn die Abgabe gänzlich entzogen wurde, die einfache Gebühr und den fünffa- 
chen Betrag derselben als Strafe, 
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2) wenn.die Abgabe unvolständig begliechen wurde — die einfache verkürzte Abgabe 
und den fünffachen Betrag derselben als Strafe — zu entrichten. 

Privatpersonen und Institute, welche bei Errichtung von stempelpflichtigen Privatak- 
ten und Urkunden unter Verletzung der Stempelvorschriften teilgenommen haben, oder wel- 
che derlei Urkunden ausgefolgt oder übernommen haben, ferner diejenigen, welche im Zes- 
sionswege oder auf Grund anderer Transaktionen derlei Dokumente erworben haben, un- 
terliegen: 

1) wenn die Gebühr gar nicht oder binnen festgesetzter Frist (binnen eines Monates 
vom Tage der Ausstellung der Urkunde an gerechnet, jedenfalls aber vor Erfüllung der 
kontraktmüssigen Obliegenheiten) eingezahlt wurde — der Geldstrafe im 10 fachen Betrage 
der verkürzten Gebühr; 

.2) wenn die entfallende Gebühr nicht im vollen Ausmaße oder die Nachtragstempel- 
gebühr nicht rechtzeitig entrichtet wurde, — der Geldstrafe im 10 fachen Betrage der ver- 
kürzten oder nicht rechtzeitig entrichteten Gebühr. 


Quittungen. 


Die bei den öffentlichen Kassen überreichten Quittungen, insoferne sie die Erfüllung 
einer dem Arar der Partei gegenüber obliegenden Leistung öffentlicher Natur | beurkunden, 
(Quittungen über die ausgezahlten Gagen Lóhnungen, Besoldungen, welche den Perzipienten 
für ihre Dienstleistungen zuerkannt wurden, über Entschädigung. Rückzahlung der Staats- 
abgaben und dgl.) sind stempelfrei, da solche Quittungen als die für ämtliche Zwecke er- 
forderlichen anzusehen sind. 

Dasselbe gilt bei Auszahlung von Unterhaltsbeiträgen und Unterstützungen aus der 
Staatskasse. 

Falls jedoch dem Bittsteller eine einmalige Geldaushilfe im Betrage über 50 Rubel 
zuerkannt wurde, wird von der Eingabe und deren Beilagen die entfallende Stempelgebühr 
bei der Auszahlung der Aushilfe in Abzug gebracht. 

Beurkundet, die durch die Partei vorgelegte, abgesondert verfaßte Quittung lediglich 
die Erfüllung einer dem Ärar der Partei gegenüber obliegenden, aus den Beziehungen zi- 
vilreehtlicher Natur entspringenden ‚vermögensrechtlichen Leistung, dann unterliegt eine 
derartige Quittung der Gebühr von 5 Kopeken, wenn die Quittung auf den Betrag über 
fünf Rubel lautet. Quittungen bis 5 Rubel sind stempelfrei. 

Ist aber die Quittung als eine Urkunde über ein Rechtsgeschäft vermögensrechtlicher 
Natur anzusehen (Kauf, Lieferuns-Mietvertrag u. d. gl.) ist und dieses Rechtgeschäft aus dem 
Grunde keiner Vergebührung unterzogen worden, weil darüber keine Urkunde ausgefer- 
tigt wurde, dann unterliegt die Quittung entweder der festen Gebühr von 10 Kopeken wenn 
sie dieselbe auf den Betrag bis zu 50 Rubel lautet—oder der perzentuellen Urkundengebühr 
(Lit. B. I). 


Rechnungen. 


Sämtliche Rechnungen, sowie die bei den öffentlichen Kassen durch die Parteien über- 
reichten Rechnungen. welche lediglich den Empfang eines Geldbetrages bestätigen, sind bis 
zu 5 Rubel stempelfrei — sonst unterliegen sie der festen Stempelgebühr von 5 Kopeken. 

Ist aber die Rechnung als Urkunde über ein vermögensrechtliches Rechtsgeschäft 
anzusehen, was immer der Fall sein wird, wenn der Ausstellung: der Rechnung kein schrift- 
licher Vertrag vorausging—dann unterliegt eine solehe Rechnung entweder der festen Ge- 
bühr von 10 Kopeken, wenn die Rechnung auf den Betrag bis zu 50 Rubel lautet, oder der 
perzentuellen Urkundengebühr Lit. B. I. 

Rechnungen und Quittungen, die sich als vermögensreehtliche Rechtsgeschöfte dar- 
stellen — unterliegen der niederen Urkundengehühr nach Lit. B. II 

1) wenn dieselben zwischen dem Verkäufer und den Kaufleuten, Fabrikanten, Hand- 
werkern, zwecks weiteren Wiederverkaufes oder Verarbeitung der angekauften Ware aus- 
gestellt werden; | 

2) wenn dieselben durch Bauern und Grundbesitzer ausgestellt werden und den Ver- 
kauf oder Lieferung der aus ihrer Wirtschaft stammenden landwirtschaftlichen Produkte 
betreffen. 
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49. 
Gerichtliche Bestrafungen. 


Vom Militärgerichte des k. und k. Kreiskommandos in Piotrków wurden verurteilt: 


1. Mit Urteil vom 27./11. 1915. Franz Sadowski aus Sulejów wegen des Verbrechens des 
Diebstahles einer Stute und eines Fohlens zum schweren Kerker in der Dauer von 3 Jahren. 


2. Mit Urteil vom 29./11, 1915. Felix Woszczalski, Schuhmacher aus Zdunska-Wola wegen 
des Verbrechens der Ausspühung und des Verbrechens wider die Kriegsmacht des Staates 
begangen durch Auskundschaften der Stellungen und Bewegungen einer deutschen Kaval- 
leriepatrouille zum Tode durch den Strang. Das Urteil wurde am 21/12 1915 in Piotrków 
vollzogen. 


3. Mit Urteil vom 4/12. 1915. Ladislaus Gawronski, Friseur aus Kluki wegen des Ver- 
brechens des Betruges begangen dadurch, dass er fälschlich den Charakter eines Militär- 
arztes angenommen und durch listige Vorspiegelungen Geldbetrüge herausgelockt hat, zum 
schweren Kerker in der Dauer von 4 Monaten. 


4. Mit Urteil vom 14/12. 1915. Helene Was, Händlerin aus Pogon, Josef Pietrasik Taglöh- 
ner aus Malanów und Sofie Zawadzka Grundbesitzerin in Polesie wegen Verbrechens des 
Diebstahles von 2 Paar Sehuhen und 4 Stofstiicken zum schweren Kerker u z. die ersten zwe 
in der Dauer von 2 Jahren, die letzte in der Dauer von 6 Monaten. 


5. Mit Urteil vom 5/1. 1916. Josef Koprowski Tischler aus Belchatöw wegen desi 
Verbrechens wider die Kriegsmacht des Staates begangen dadurch, dass er in Gesellschaft 
mehrer Komplizen 4 deutsche Soldaten entwaffnet und zur Übergabe gezwungeu hat, fer- 
ner wegen des Verbrechens der öffentlichen Gewalttitigkeit durch gefährliche Drohung be- 
gangen dadurch, dass er mehrere Personen durch Bedrohung an Freiheit und Eigentum in 
Angst versetzt hat, sowie wegen des Verbrechens des Raubes begangen dadurch, dass er 
einer Person ınit mörderischen Waffen Gewalt antat, um sich ihres Gutes zu bemächtigen, 
zum schweren Kerker in der Dauer von 15 Jahren, und 


Josef Brzezinski Tischler aus Belchatöw wegen des Verbrechens der Mittschuld am 
Raube begangen dadurch, dass er dem Koprowski bei Verübung des Raubes Hilfe geleistet 
hat, mit schwerem Kerker in der Dauer von 8 Jahren. 


6. Mit Urteil vom 13./1. 1916. Anton Gzaplinski und Ignatz Wojtasik, beide Arbeiter aus 
Lodz wegen Verbrechens des Raubmordes begangen durch Krmordung von 2 Personen in 
der, Absicht das ihnen gehörige Geld zu rauben, zum Tode durch den Straug. Das Urteil 
wurde in Piotrków am 13./1. 1916. vollzogen. 


7. Mit Urteil vom 22./1. 1916. Jakob 100023) Taglóhner aus Brzešcie und Ladislaus 
Krause Arbeiter aus Warschau wegen des Verbrechens des Diebstahles von 2 Pferden und 1 
Wagens zum schweren Kerker u. z. der erste in der Dauer von 4 Jahren, der zweite in der 
Dauer von 5 Jahren. 


8. Mit Urteil vom 4./2. 1916. Josef Kuliński Ortsvorsteher von Lubosnia wegen des 
Verbrechens des Mißbrauches der Amís—und Dienstgewalt begangen dadurch, dass er als 
Ortsvorsteher Geldbeträge erzwungen hat, mit schwerem Kerker in der Dauer von 6 Mo- 
naten. i 

9. Mit Urteil vom 10.2. 1916. Szlojme Dawid Hopman? Fleischhauer aus Piotrków we- 
gen des Verbrechens der öffentlichen Gewalttätigkeit durch Erpressung, begangen dadurch 
dass er um die Zahlung eines Schweiggeldes zu erzwingen einer Person mit Verhaftung 
und Beschlagnahme von Getreide angedroht hat, zum schweren Kerker in der Dauer von 
6 Monaten und 

Kalman Ziegelfarb Buchbinder aus Piotrków wegen des Verbrechens des Betruges 
begangen dadurch, daß er fälschlich den Charakter eines Beamten angenommen und in 
dieser Eigenschaft einer Person Geldbeträge herausgelockt hat, zum schweren Kerker in 
der Dauer von 10 Monaten. 


10. Mit Urteil vom 4./2. 1916. Eduard Steinborn Arbeiter aus Parzniewice wegen des 
Verbrechens des Betruges dureh Bewerbung um ein falsches Zeugnis und wegen des Ver- 
brechens der Teilnehmung am Diebstahle durch Ankauf eines gesehtohlenen Pferdes, zum sch we- 
ren Kerker in der Dauer von 1'/, Jahren und . . 

Martin Kwast Landwirt aus Parzniewice wegen des Verbrechens des Betruges 
dureh Ablegung eines falschen Zeugnisses vor Gericht, zum schweren Kerker in der Dauer 
von 6 Monaten. 
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11 Mit Urteil vom 17./2. 1916. Johann Traczyk, Paul Domanski, Vinzenz Domanski 
u. Wilhelm Wolski sämmtlich Arbeiter aus Lodé wegen des Verbrechens des Raubes began- 
gen dadurch dass sie mit mórderischen Waffen versehen in das Haus eines Landwirtes ein- 
gedrungen, diesem und dessen Familie Gewalt angetan und einen grösseren Betrag geraubt 
haben, zum Tode dureh den Strang und 


Szczepan Domanski wegen desselben Verbrechens zum schweren Kerker in der 

Dauer von 15 Jahren. An Paul Domański, Vinzenz Domański und'Traezyk: wurde das Urteil 
am 17./2., an Wolski am 20. Mai in Piotrków vollzogen. j 
12. Mit Urteil vom 23./2 1916. Anna Zielinska aus Piotrków wegen des Verbrechens 

der Verführung zur Unzucht begangen dadurch, dass sie ein Mädchen von 14 Jahren zur 
Unzucht verführt und hievon Nutzen gezogen hat, zum Kerker in der Dauer von 10 Monaten. 


13. Mit Urteil vom 23./2. 1916. Dawid Silberberg Glasermeister aus Wolborz, wegen des 
Verbrechens der Verläumdung begangen durch fülschliche Anschuldigung eines Finanzwach- 
organs des Misbrauchs der Amts- und Dienstgewalt und wegen des Verbrechens der öffent- 
liehen Gewalttütigkeit dureh Erpressung begangen durch die gegen eine Person gerichtete 
Drohung der Anzeige wegen Spionage um ein Schweiggeld zu erzwingen, zum schweren 
Kerker in der Dauer von 15 Monaten, und 


Emanuel Kirschbaum Fleischhauer, und Marie Kirschbaum, beide aus Wolborz wegen 
des Verbrechens der Verleumdung begangen durch fälschliche Anschuldigung der Organe der 
Finanzwache in Wolborz des Mißbrauches der Amts-und Dienstgewalt zum schweren Kerker 
u. z. der erste in der Dauer von 5 Monaten, die zweite in der Dauer von 6 Monaten. 


14. Mit Urteil vom 25.,2. 1916. Josef Ozarek und Michael Mazur Landwirte aus Przed- 
borz wegen des Verbrechens des Diebstahls einer Kuh zum verschärften Kerker in der Dauer 
von 14 Monaten, und 


Josef Markiewicz Grundwirt aus Piwalki wegen des Verbrechens der Teilnahme am 
Diebstahle begangen durch Ankauf und Weiterverhandeln der gestohlenen Kuh mit Kerker 
in der Dauer von 6 Monaten. 

15. Mit Urteil vom 2/3. 1916. Stanislaus Stasiak Landwirt aus Galkowice stare wegen 
des Verbrechens des Raubes begangen dadurch, dass er gemeinsam mit 2 Komplizen eine 
Landwirtin überfallen und unter Anwendung von Gewalt einen grösseren Betrag geraubt 
hat, zum Tode durch den Strang. 


Das Urteil wurde am 2/8. in Piotrków vollzogen. 


16. Mit Urteil vom 23./3. 1916. Abraham Ickowicz Arbeiter aus Belchatów wegen des 
Verbrechens der óffentlichen Gewalttütigkeit durch Erpressung begangen dadurch, daas er 
mehreren personen unter Androhung an Freiheit und Eigentum Geldbetrüge erzwungen hat 
zum verschärften Kerker 1n der Dauer von 6 Monaten. 


17. Mit Urteil vom 23./3. 1916. Chaim Leib Goldherz Kaufmann aus Piotrków wegen 
des Verbrechens der Verleitung zum Mifbrauch der Amts- und Dienstgewalt begangen durch 
Anbietung eines Geschenkes an einen Beamten des Kreiskommandos zum verschürften Kerker 
in der Dauer von 3 Monaten. 


18. Mit Urteil vom 31./3- 1916. Maria Dutkiewicz und Zofia Bosiacka, beide aus 
Piotrków wegen des Verbrechens der Vorschubleistung begangen dadurch, daß sie einen 
gefährlichen Verbrecher vor der Polizei verborgen hielten und ihm zur Flucht verhelfen 
wollten, zum verschürften Kerker u. z. die erste in der Dauer von 8 Monaten und die 
zweite von 6 Monaten. 


19. Mit Urteil vom 31/3. 1916. Stanislaus Kowalczyk Taglóhner aus Strumiany wegen 
des Verbrechens des Diebstahles von 3 Kühen zum verschärften Kerker in der Dauer von 
20 Monaten. 


20. Mit Urteil vom 13./4. Franz Nowakowski Landwirt aus Galkowice stare wegen des 
Verbrechens der Vorschubleistung begangen dadurch, dass er einen gefährlichen Verbrecher 
vor der Gendarmerie zu verbergen und ihm zur Flucht verhelfen wollte zum verschärften 
Kerker in der Dauer von 1 Jahre. ې‎ 


21. Mit Urteil vom 21./4. Infanterist Josef Mader aus Gross Teinitz wegen des Yer- 
brechens des Betruges begangen dadurch, daf er fülschlich den Chrakter einer Amtsperson 
angenommen, und bei Bäckern und Geschäftsleuten in Piotrków Geldbetriige herausgelockt 
hat, zum schweren Kerker in der Dauer von 3 Jahren. 


Vom Friedensrichter wurde verurteilt Leokadja Silberg wegen Preistreiberei zur Geld- 
strafe von 100 K und zum Verluste der Gewerbeberechtigung und Schliessung ibrer Betriebs- 
stätte in Piotrköw Bykowska 67, 


Es wurde ihr nachgewiesen, dass sie Zucker zu 50 Kop. pro Pfund verkaufte. 
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50. 
Administrative Bestrafungen. 
Mit Entscheidung des k. u. k. Kreiskommandos in Piotrköw vom 4. März 1916, 
Exh. N 1434— wurden, wegen Wildfrewels durch Legen von Hasenschlingen: 


1) Maryan Slazak aus Bugaj mit Arrest von 30 Tagen, 


2) Leon Piasta und Reinhold Schlam aus Bugaj mit Arrest von 60 Tagen, bestraft. 
Obige Ents’heidung wurde vollzogen. 


Der k. u. k. Kreiskommandant: 
Julius SCHNEIDER, m. p., 
Oberstleutnant, 


Gedruckt bei A Pahski in Piotrköw. 


ae G oy kina A 


Beilage zum Amtsblatte des k.u.k. Kreis- 
kommandos in Piotrków., V. St, 
2, Jahrg. 


STECKBRIEF uno AUSFORSCHUNGEN. 


E. Nr. 2016/16. 


Moses Lejser Pudlowski geboren in Bendków, 46 Jahre alt, zustän- 
dig zu Belchatów, mosaisch, verheiratet Sohn der Eheleute Selman Dawid 
und Sura Hinda Pudlowski Händler in Bełchatów wohnhaft (Personenbe- 
schreibung fehlt) ist dringend verdächtig, er habe die ihm durch Moses 
Zellman aus Lodž anvertrauten Webereiwaren im Werte über 6000 Rubel 
im Sommer 1915. sich zugeeignet, nach Lodz heimlich überführt und dan 


verkauft. 


Alle Komandos, Gerichte, Sieherheits-Organe u. Behörden werden um 


Verhaftung und Einlieferung des Obgenanten ersucht. 


Militàrgerieht des k. u. k. Kreiskommandos in Piotrków, am 
22. Mai 1916. 
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